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Gleichermaßen hochwertig und einheitlich lang:  
Gewerkschaftliche Anforderungen an die Reform  






In die festgefahrene Debatte um die Reform der Lehrerbildung in Deutsch-
land hatte der Bologna-Prozess zunächst wieder neuen Schwung gebracht. 
Doch die Einführung der neuen Bachelor- und Masterstudiengänge in der 
Lehrerbildung gilt vielen heute als worst practice-Beispiel der Umsetzung 
des Bologna-Prozesses. Die berufsbefähigende Qualität eines lehrerbildenden 
Bachelorstudiengangs ist nach wie vor ungeklärt; gleichzeitig besteht die 
Kultusministerkonferenz auf „besonderen Zulassungsvoraussetzungen“ beim 
Übergang vom Bachelor- zum Masterstudium. Statt Mobilität im Europäi-
schen Hochschulraum zu fördern, führt die divergierende Umstrukturierung 
der Lehrerbildung in den Bundesländern zu neuen Mobilitätshindernissen 
bereits im nationalen Hochschulraum. 
Als der Bologna-Prozess vor zehn Jahren startete, war die Debatte um 
die Reform der Lehrerbildung in Deutschland relativ weit gediehen. Perspek-
tiven der Lehrerbildung in Deutschland lautete der Titel des im Oktober 1999 
vorgelegten Abschlussberichts der von der Kultusministerkonferenz (KMK) 
eingesetzten und von Ewald Terhart geleiteten Kommission, die eine konse-
quente Ausrichtung der Lehrerbildung an den am Arbeitsplatz Schule benö-
tigten Kompetenzen „Unterrichten, Erziehen, Diagnostizieren – Beurteilen 
sowie berufliche Kompetenz und Schule weiterentwickeln“ forderte (Terhart 
2000). Die Orientierung der Lehrerbildung an Kompetenzen forderte auch die 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) in ihren Eckpunkten zur 
Reform der LehrerInnenbildung, die der Hauptvorstand der GEW im Juni 
2001 verabschiedete (vgl. Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Haupt-
vorstand 2001). Die Bildungsgewerkschaft hob in ihren Eckpunkten die 
wachsende Bedeutung der Kompetenz hervor, Unterschiede bei Schülerinnen 
und Schülern sehen und produktiv damit umgehen zu können. Ausgehend 
von den inhaltlichen Anforderungen an die Reform der Lehrerbildung formu-
lierte die GEW ihre Anforderungen an eine Veränderung der Strukturen der 
Lehrerbildung. Diese sollten gegenseitige Abschottung der für die verschie-
denen Phasen der Lehrerbildung zuständigen Institutionen ebenso überwin-
den wie die frühzeitige und definitive Festlegung der Lehramtsstudierenden 
auf bestimmte Schularten und Schulstufen. 
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Das hohe Maß an Übereinstimmung im Hinblick auf eine qualitative Reform 
der Lehrerbildung, das in den Empfehlungen der KMK-Kommission und des 
GEW-Hauptvorstands zum Ausdruck kam, führte gleichwohl noch nicht zu 
politischen Konsequenzen. Erst die Einführung neuer Studiengänge im Zuge 
des Bologna-Prozesses hat wieder Bewegung in die Reformdebatte gebracht. 
War im Bericht der Terhart-Kommission vom Oktober 1999 die wenige Mo-
nate zuvor in Bologna unterzeichnete Erklärung zur Schaffung eines Europäi-
schen Hochschulraums bis zum Jahr 2010 noch mit keinem Wort erwähnt 
worden, wurde den Kultusministerien bald klar, dass das in der – auch von 
der damaligen KMK-Präsidentin Ute Erdsiek-Rave unterzeichneten – Bolog-
na-Erklärung verankerte Ziel der Schaffung eines europaweiten Systems 
zweigliedriger Studienstrukturen ausnahmslos, also auch für die Lehrerbil-
dung, galt. 
1  Anfängliche Übereinstimmungen 
Insbesondere in zweierlei Hinsicht waren die Zielsetzungen des Bologna-
Prozesses zunächst Wasser auf die Mühlen der 1999/2001 geführten Reform-
debatte in KMK und GEW. Zum einen gilt die Orientierung an Lernergebnis-
sen (learning outcomes) als zentrales Instrument zur Realisierung der Ziele 
des Bologna-Prozesses. Dieses wiederum setzt die Kompetenzorientierung 
von Studium und Lehre voraus (vgl. Adam 2006), deren Bedeutung für die 
Reform der Lehrerbildung von KMK und GEW unisono hervorgehoben wor-
den war. Besonders deutlich spiegelt sich dies im Qualifikationsrahmen für 
den Europäischen Hochschulraum wider, den die dritte Bologna-Folgekon-
ferenz im norwegischen Bergen verabschiedete (vgl. European Ministers 
Responsible for Higher Education 2005) und auf dessen Grundlage die KMK 
im selben Jahr im Zusammenwirken mit der Hochschulrektorenkonferenz 
(HRK) und dem Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) den 
Qualifikationsrahmen für Deutsche Hochschulabschlüsse (Kultusminister-
konferenz 2005)1 beschloss. 
In ihrem im Juni 2008 verabschiedeten Positionspapier Die Lehre in den 
Mittelpunkt! hat sich die Bildungsgewerkschaft GEW daher für eine „studie-
rendenzentrierte Lehre“ ausgesprochen, in deren Mittelpunkt die Kompeten-
zen stehen, die die Studierenden in ihrer künftigen beruflichen und gesell-
schaftlichen Praxis benötigen (vgl. Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
                                                 
1  Dieser auf den Bologna-Prozess bezogene Qualifikationsrahmen für die Hochschulab-
schlüsse Bachelor, Master und Promotion darf nicht verwechselt werden mit dem Deut-
schen Qualifikationsrahmen (DQR), den die KMK erarbeitet – als Referenz zum Europäi-
schen Qualifikationsrahmen (EQR), der auf den EU-Raum und das gesamte Bildungssys-
tem bezogen ist. 
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schaft, Hauptvorstand 2008a): „Die Struktur von Studiengängen und die Di-
daktik der Hochschullehre haben sich nicht am Stoff, den die Lehrenden in 
den Lernprozess einspeisen, sondern an den Lernergebnissen, die Studierende 
hervorbringen, zu orientieren“, heißt es in dem GEW-Positionspapier, das der 
Hauptvorstand der Bildungsgewerkschaft unmittelbar vor den Empfehlungen 
des Wissenschaftsrats zur Qualitätsverbesserung von Lehre und Studium 
(vgl. Wissenschaftsrat 2008) beschloss.  
Der Bologna-Prozess eröffnete also die Chance, die teilweise verselb-
ständigte strukturelle Debatte um Studienabschlüsse, Module und ECTS-
Punkte zur qualitativen Reformdebatte weiterzuentwickeln: zu einer Debatte 
um eine inhaltliche Studienreform, welche die Studierenden und die von ih-
nen als künftige Lehrerinnen und Lehrer benötigten Kompetenzen für den 
Arbeitsplatz Schule im 21. Jahrhundert in den Mittelpunkt stellt und die Fra-
ge beantwortet, wie Lehrerinnen und Lehrer als „Fachleute für das Lernen, 
für die gezielte und nach wissenschaftlichen Erkenntnissen gestaltete Pla-
nung, Organisation und Reflexion von Lehr- und Lernprozessen sowie ihre 
individuelle Bewertung und systemische Evaluation“ (KMK 2000) in Zu-
kunft qualifiziert werden sollten. 
Zum anderen hätte es die von der Bologna-Erklärung geforderte Struktur 
zweistufiger Studiengänge ermöglicht, die frühzeitige und definitive Festle-
gung der Lehramtsstudierenden auf Schularten und Schulstufen, wie sie in 
Deutschland heute besteht, zu vermeiden, und zwar durch ein Bachelorstudi-
um für alle Lehrerinnen und Lehrer, darüber hinaus perspektivisch auch für 
in anderen Bildungseinrichtungen tätige Pädagoginnen und Pädagogen, an 
das ein Masterstudium anschließt, das die für bestimmte Altersstufen oder 
Bildungseinrichtungen erforderliche Vertiefung und Spezialisierung ermög-
licht. Auch wenn der Begriff Polyvalenz in der Reformdebatte für das Kon-
zept eines fachwissenschaftlich orientierten Bachelorstudiums besetzt ist, das 
den Weg sowohl in ein lehrerbildendes Masterstudium als auch in ein nicht 
erziehungswissenschaftliches Masterstudium eröffnet, so liegt es doch nahe, 
gerade bei einem integrativen Ausbildungsmodell, bei dem von Anfang an 
fachwissenschaftliche, fachdidaktische und bildungswissenschaftliche Stu-
dienanteile miteinander verbunden sind, von einem polyvalenten lehrerbil-
denden Bachelorstudiengang zu sprechen: Der Bachelor kann dann die Grund-
lage für die spezialisierte Mastersausbildung für die unterschiedliche Lehr-
ämter bilden – und in diesem Sinne vielwertig sein. 
2  Misslungene Umsetzung 
Bei der Umsetzung des Bologna-Prozesses in Deutschland wurden diese Im-
pulse für die Reform der Lehrerbildung bisher jedoch nicht genutzt. Zum 
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einen steht inhaltlich die systematische Orientierung des lehrerbildenden Stu-
diums an den von den Absolventinnen und Absolventen benötigten Kompe-
tenzen noch aus. Erst im September 2008 – also fast ein Jahrzehnt nach der 
Unterzeichnung der Bologna-Erklärung und nach Vorlage des Abschlussbe-
richts der Terhart-Kommission – hat die KMK Ländergemeinsame inhaltli-
che Anforderungen für die Fachwissenschaften und deren Didaktiken in der 
Lehrerbildung beschlossen (vgl. KMK 2008b). Damit liegen nun zwar für 
endlich für alle drei Säulen des Lehramtsstudiums länderübergreifende Stan-
dards vor; die Anforderungen für Bildungswissenschaften wurden bereits 
2004 vorgelegt (vgl. Kultusministerkonferenz 2004). Kritisch zu sehen ist 
indes, dass die KMK-Standards für Fachwissenschaften und Fachdidaktiken 
auf die von der KMK bereits 2004 vorgelegten Standards für die Bildungs-
wissenschaft nicht mehr Bezug nehmen, die berufliche Bildung ausklammern 
und sowohl die Grundschulen als auch die Förderschulen vernachlässigen 
(vgl. Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Hauptvorstand 2008b). Vor 
allem aber hat es die KMK versäumt, im Zuge des Bologna-Prozesses die 
Erarbeitung der Standards mit den Herausforderungen an eine studierenden- 
und kompetenzorientierte Studienstrukturreform zu verknüpfen. Im Kern 
bleiben die KMK-Standards Wissenskataloge, die sich streng an den schuli-
schen Curricula orientieren. 
Zum anderen hat die Einführung von Bachelor- und Masterstudiengän-
gen in der Lehrerbildung die strikte Trennung der Lehrerbildung nach Schul-
arten und Schulstufen nicht gelockert, sondern vertieft. Mit ihrem Quedlin-
burger Beschluss von 2005 hatte die KMK zwar den Weg für Bachelor und 
Master in der Lehrerbildung frei gemacht, aber eben gerade nicht die Kraft 
für ein gemeinsames Konzept zur Reform der Lehrerbildung aufgebracht. Ein 
bunter Flickenteppich unterschiedlicher Varianten der Einführung oder auch 
Nichteinführung von Bachelor- und Masterstudiengängen in der Lehrerbil-
dung bestimmt daher heute das Bild: Während einige Länder nach wie vor 
vollständig auf die neuen gestuften Abschlüsse verzichten, sehen die anderen 
Länder Studienstrukturen mit unterschiedlichen Ausbildungskonzepten und 
Studiendauern vor, die teilweise auf universitärer Ebene auf Basis von Mo-
dellversuchen noch weiter ausdifferenziert sind (vgl. Bellenberg 2009). Mit 
Ausnahme von Sachsen und – künftig – Nordrhein-Westfalen sehen alle Bun-
desländer für das Lehramt an Grundschulen und in der Sekundarstufe I eine 
kürzere Studiendauer als in der Sekundarstufe II bzw. an Gymnasien vor. 
Unter diesem föderalen Flickenteppich leidet nicht nur die Mobilität der 
Lehramtsstudierenden, deren Förderung im Europäischen Hochschulraum ein 
originäres Ziel des Bologna-Prozesses war, die nun aber bereits im bildungs-
föderalistischen System der Bundesrepublik Deutschland buchstäblich an 
ihre Grenzen stößt. Vor allem aber hat der Quedlinburger Beschluss dafür 
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gesorgt, dass fast alle Länder an der überkommenen Differenzierung des Stu-
diums und der Abschlüsse nach Lehrämtern festhielten – denn eine Verlänge-
rung der bisherigen Studienzeiten wurde explizit ausgeschlossen. Hinzu 
kommt: Obwohl sich in der gestuften Studienstruktur der Übergang vom Ba-
chelor- zum Masterstudium als Drehscheibe für eine anschließende Speziali-
sierung eignet, muss in der Regel „von Studienbeginn an oder aber sehr früh 
im Studienverlauf nicht nur die Entscheidung für ein Lehramtsstudium, son-
dern bereits für ein bestimmtes Lehramt bzw. für eine bestimmte Schulform 
gefällt werden, ein Wechsel ist dann nur noch begrenzt möglich“ (Bellenberg 
2009, 24). 
Dass sich die KMK mit ihrem Quedlinburger Beschluss in Widerspruch 
zu ihren eigenen Ländergemeinsamen Strukturvorgaben für die Akkreditie-
rung von Bachelor- und Masterstudiengängen aus dem Jahr 2003 begeben 
hat, die für konsekutive Bachelor- und Masterstudiengänge verbindlich einen 
Umfang von insgesamt 300 ECTS-Punkten (entspricht 10 Semestern) vorse-
hen (vgl. Kultusministerkonferenz 2003), konnte sie auf Dauer nicht einfach 
ignorieren. Warum soll für ein konsekutives Bachelor- und Masterstudium in 
der Lehrerbildung nicht der Grundsatz gelten, der für das Studium in allen 
anderen Fächern bundesweit Voraussetzung für eine erfolgreiche Akkreditie-
rung ist? Dementsprechend verständigte sich die KMK auf ihrer Plenarsit-
zung im Februar 2007 darauf, in der Lehrerbildung den so genannten „klei-
nen Master“, d. h. ein Masterstudium im Umfang von 60 ECTS-Punkten 
(zwei Semester) im Anschluss an ein sechssemestriges Bachelorstudium (180 
ECTS-Punkte), nur noch dann anzuerkennen, wenn das konsekutive Studium 
durch Einbeziehung des Vorbereitungsdienstes einen Umfang von insgesamt 
300 ECTS-Punkten (zehn Semester) erreicht (vgl. Kultusministerkonferenz 
2007). Im Sommer 2008 einigten sich KMK und HRK auf Grundlage dieser 
Beschlüsse auf einen „gemeinsamen Rahmen für die Anrechnung von Teilen 
des Vorbereitungsdienstes auf das Masterstudium“ (vgl. Kultusministerkon-
ferenz 2008a). 
Ergebnis dieser KMK/HRK-Empfehlung, der schwierige Verhandlungen 
vorausgegangen waren, war die Anerkennung der gemeinsamen Verantwor-
tung von Ländern und Hochschulen für die anzurechnenden Teile des Refe-
rendariats, und zwar nach Maßgabe „landesspezifischer Qualifikationsrah-
men“, die zwischen den Hochschulen und den Institutionen der zweiten Aus-
bildungsphase ausgehandelt werden sollen. Ein Jahr nach Zustandekommen 
der Empfehlung ist nicht bekannt, dass in irgendeinem Bundesland Studien-
seminare und Hochschulen bereits Verhandlungen über derartige Qualifikati-
onsrahmen aufgenommen hätten. Soeben erst hat der Thüringer Landtag ein 
neues Lehrerbildungsgesetz verabschiedet, das für Lehrerinnen und Lehrer an 
Grundschulen ein Studium im Umfang von 240 ECTS-Punkten (acht Semes-
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ter) und an Regelschulen im Umfang von 270 ECTS-Punkten (neun Semes-
ter) vorsieht2 – abweichend von den in den KMK-Strukturvorgaben verlang-
ten 300 ECTS-Punkten und ohne dass die Anrechnung von Teilen des Vorbe-
reitungsdienstes, geschweige denn entsprechende Qualifikationsrahmen ge-
regelt würden. 
Der HRK ist es zwar erfolgreich gelungen, ihren Anspruch auf Mitgestal-
tung des zum Hochschulstudium umetikettierten Abschnitts des Vorberei-
tungsdienstes durchzusetzen, aber im Ergebnis hat somit die bundesweite 
„Stimme der Hochschulen“ die politische Mitverantwortung für die konzep-
tionslose Lehrerbildungspolitik der KMK übernommen. Diese ging übrigens 
noch weiter: Im KMK-Beschluss vom Februar 2007 ist auch vorgesehen, 
dass die Länder für das Lehramt an Grund-, Haupt- und Realschulen akkredi-
tierte Bachelorstudiengänge mit mindestens 210 ECTS-Punkten (entspricht 
sieben Semestern) als Zugangsvoraussetzung zum Vorbereitungsdienst anzu-
erkennen haben (vgl. Kultusministerkonferenz 2007). Zwar hat sich bislang 
kein Land aus der Deckung gewagt und den direkten Eintritt von Bachelor-
absolventinnen und -absolventen zum Vorbereitungsdienst zugelassen, aber 
auch dies scheint nur noch eine Frage der Zeit zu sein. 
3  Kritikpunkte 
Bereits im März 2007 kritisierte der Hauptvorstand der GEW die KMK-
Beschlusslage scharf (vgl. Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Haupt-
vorstand 2007). Die Bildungsgewerkschaft wirft der KMK vor, den föderalen 
Flickenteppich unterschiedlichster Lehrerbildungsmodelle weiterzuweben und 
dabei die hierarchische Abschottung der verschiedenen Schulformen und Lehr-
ämter noch zu vertiefen. Dabei hätte gerade die zweistufige Struktur des Stu-
diums die Perspektive eröffnet, die frühe Festlegung der Studierenden auf ein 
bestimmtes Lehramt wenigstens auf einen späteren Zeitpunkt der Ausbildung 
– ins Masterstudium – zu verlagern. Darüber hinaus nimmt die KMK in 
Kauf, dass Lehramtsstudierende künftig mit einem halbfertigen Studium die 
Hochschule verlassen müssen, da angehende Lehrerinnen und Lehrer beim 
Übergang von der Hochschule in den Vorbereitungsdienst bekanntlich mit 
zum Teil sehr langen Wartezeiten rechnen müssen. Die Betroffenen stehen 
künftig möglicherweise nicht nur ohne Referendariatsplatz, sondern auch 
ohne abgeschlossenes Studium da, da die Masterprüfung erst nach Abschluss 
des auf das Masterstudium anzurechnenden Referendariatsabschnitts absol-
viert werden kann. Absolventinnen und Absolventen, die sich bewusst gegen 
                                                 
2  Vgl. Gesetz- und Verordnungsblatt des Landes Thüringen 2009, S. 45 ff., http://www.thue-
ringen.de/de/tkm/bildung/schulwesen/gesetze/lehrerbildungsgesetz/content.html. 
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den Lehrerberuf und gegen den Vorbereitungsdienst entscheiden und beispiels-
weise eine wissenschaftliche Laufbahn einschlagen, erhalten ebenfalls kein 
Masterzeugnis. Auf diese Weise trägt die KMK – mit Billigung der HRK – 
dazu bei, junge Menschen von einer Ausbildung zum Lehrerberuf abzuschre-
cken und so den immer deutlicher drohenden Pädagogenmangel zu verschär-
fen.  
Für die GEW steht dagegen fest: Eine gute Ausbildung von Lehrerinnen 
und Lehrern setzt angemessene Ausbildungszeiten voraus – das gilt für Lehr-
kräfte an Grund-, Haupt- und Realschulen ebenso wie für ihre Kolleginnen 
und Kollegen an Gymnasien. In ihrem neuen wissenschaftspolitischen Pro-
gramm, das der 26. Gewerkschaftstag der Bildungsgewerkschaft im April 
2009 in Nürnberg verabschiedet hat, fordert die GEW „eine gleichermaßen 
hochwertige und einheitlich lange Ausbildung für alle Lehrerinnen und Leh-
rer – unabhängig von Schulform und Schulstufe“ (vgl. Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft, Hauptvorstand 2009). Das bedeutet: Die Ausbildung 
in Bachelor- und Masterstudiengängen muss für alle Lehrerinnen und Lehrer 
zum „großen Master“ mit 300 ECTS-Punkten (bzw. zehn Semestern) führen. 
Und: Alle Absolventinnen und Absolventen eines Bachelorstudiengangs 
müssen das Recht bekommen, ihr Studium in einem Masterstudiengang fort-
zusetzen. Dagegen verlangen die KMK-Strukturvorgaben, dass „das Studium 
im Masterstudiengang von weiteren besonderen Zugangsvoraussetzungen 
abhängig gemacht werden“ muss (vgl. Kultusministerkonferenz 2003). Die 
GEW fordert jedoch eine uneingeschränkte Durchlässigkeit der neuen Stu-
dienstrukturen: „Weder Quote noch Note dürfen die Zulassung zum Master-
studium beschränken“ (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Haupt-
vorstand 2009). 
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